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Rauch steigt vom umstrittenen Gebiet der Shebaa-Farmen auf. AZIZ TAHER / REUTERS

IN KÜRZE Bayrisches Ehepaar
unter «NSU 2.0»-Verdacht
asl. Berlin · Seit Monaten läuft die Suche
nach den Tätern, die hinter den Mord-
drohungen und rechtsextremen Bot-
schaften mit dem Kürzel «NSU2.0»
stecken. Nun gelang der Frankfurter
Staatsanwaltschaft ein erster Ermitt-
lungserfolg: Der Tatverdacht richtet
sich gegen einen 63-jährigen ehema-
ligen bayrischen Polizeibeamten und
seine 55-jährige Ehefrau. Der Ex-Poli-
zist soll bereits in der Vergangenheit
wegen rechtsextrem motivierter Straf-
taten aufgefallen sein. Am vergange-
nen Freitag durchsuchte die Polizei die
Wohnung des Ehepaars im bayrischen
Landshut. Beide wurden vorläufig fest-
genommen. Die Staatsanwaltschaft ver-
dächtigt das Ehepaar, mehr als sechzig
E-Mails mit beleidigenden, volksver-
hetzenden und drohenden Inhalten an
Bundestagsabgeordnete und verschie-
dene andere Adressaten verschickt
zu haben. Die Auswertung der sicher-
gestellten Datenträger sei noch nicht ab-
geschlossen, hiess es am Montag.

Paris weitet Überwachung
von Terroristen aus
(dpa) · Die französische Nationalver-
sammlung hat am Montag einen um-
strittenen Gesetzesentwurf verabschie-
det, der es erlaubt, dass wegen Terroris-
mus Verurteilte nach ihrer Haftentlas-
sung überwacht werden.Das Unterhaus
billigte den Gesetzesentwurf am Mon-
tag per Handabstimmung. Der Präsi-
dent der Nationalversammlung,Richard
Ferrand, kündigte jedoch umgehend an,
dass er die Gesetzesnovelle demVerfas-
sungsrat zur Prüfung vorlegen werde.
Der Senat hatte dem Entwurf bereits
vergangene Woche zugestimmt. Das
Gesetz ist äusserst umstritten. Es soll
der Justiz ermöglichen, Menschen, die
wegenTerrorismus zu mehr als fünf Jah-
ren Haft verurteilt wurden, nach Straf-
verbüssung mehrere Jahre besonders zu
überwachen. So kann ihnen zum Bei-
spiel der Wohnort vorgeschrieben oder
der Kontakt mit bestimmten Personen
untersagt werden. Kritiker sehen darin
einenVerstoss gegen dieMenschen- und
Bürgerrechte.

Ägyptische Influencerinnen
wegen Videos verurteilt
(dpa) · Wegen der «Verletzung von Fa-
milienwerten» sind inÄgypten zwei be-
kannte Influencerinnen und drei weitere
Angeklagte verurteilt worden. Die bei-
den jungen Frauen Mauada al-Adham
und Hanin Hossam seien zu je zwei
Jahren Haft und einer Geldstrafe von
300 000 ägyptischen Pfund (gut 17 000
Franken) verurteilt worden, hiess es aus
Justizkreisen. Drei weitere Angeklagte
seien wegen Komplizenschaft zur glei-
chen Strafe verurteilt worden. Die bei-
den Influencerinnen haben mehrere
Millionen Fans in den sozialen Netzwer-
ken. Vor ihrer Verhaftung posierte die
22-jährige Mauada al-Adham mit blau
gefärbten Haaren in einem Luxusauto
und in einem Hai-Kostüm.

Mehr als 1200 Zivilisten
in Afghanistan getötet
(dpa) · Trotz geplanten Friedensgesprä-
chen sind im Konflikt in Afghanistan

Israel beschiesst Gebiet in Libanon
Zusammenstoss zwischen der Armee und dem libanesischen Hizbullah

INGA ROGG, JERUSALEM

Die israelische Armee hat am Montag
nach eigenen Angaben einen Angriff
von Kämpfern des libanesischen Hizb-
ullah vereitelt. Die Hizbullah-Kämpfer
seien im Gebiet der umstrittenen She-
baa-Farmen «mehrere Meter» auf israe-
lisches Territorium vorgedrungen, sagte
der Armeesprecher Hidai Zilberman.
Die israelische Armee feuerte darauf-
hin mit Panzerkanonen und Maschi-
nengewehren auf libanesisches Gebiet.
Einwohner auf beiden Seiten derGrenze
berichteten von schweren Explosionen,

Fernsehaufnahmen zeigtendickeRauch-
wolken über einem libanesischen Dorf.

Der Hizbullah-Trupp habe sich an-
schliessend wieder auf libanesisches
Gebiet zurückgezogen, sagte Zilber-
man.DieArmee schloss die Strassen im
Grenzgebiet für den Verkehr und for-
derte die Einwohner auf, zu Hause zu
bleiben. Die Einschränkungen wurden
später wieder aufgehoben. Entwarnung
wollte dieArmee nach demVorfall aber
nicht geben. «Uns stehen angespannte
Tage bevor», so Zilberman.

Vor einer Woche waren durch einen
Luftangriff nahe Damaskus, für den

Israel verantwortlich gemacht wird, ein
ranghoher Kommandant und mehrere
Kämpfer des Hizbullah getötet wor-
den. Im vergangenen Jahr kam es nach
einem ähnlichen Vorfall über mehrere
Tage hinweg zu einembewaffnetenKon-
flikt. Laut libanesischen Medienberich-
ten bemüht sich Israel diesmal jedoch,
eine neuerlicheEskalation abzuwenden.
Es habe der Miliz eine Botschaft über-
mittelt, die Tötung der Kämpfer sei ein
Versehen gewesen. Gleichzeitig stellte
sich die israelischeRegierung jedoch auf
Vergeltung ein.In der letztenWoche ver-
legte dieArmee zusätzliche Soldaten an
die Grenze und versetzte die Raketen-
abwehrstellungen in Alarmbereitschaft.

Nach dem Zwischenfall am Montag
trafen sich Ministerpräsident Benjamin
Netanyahu und sein Koalitionspartner
Benny Gantz mit den Spitzen der Streit-
kräfte.Libanon trage dieVerantwortung
für den Zwischenfall, sagte Netanyahu
an einer kurzen Pressekonferenz mit
Gantz. Der Hizbullah spiele mit dem
Feuer.Gantz kündigte harte Schläge an,
sollte es zu weiteren Angriffen, ob aus
Libanon oder aus Syrien, kommen. Die
israelischen Streitkräfte seien auf jedes
mögliche Szenario vorbereitet.

Der Hizbullah bestritt die israeli-
schenAngaben. Der «ängstliche Feind»
habe diese erfunden,umeinen «falschen
Sieg» für sich zu reklamieren, heisst es
in der Erklärung. Die «Strafe» für die
Tötung des Kommandanten werde je-
doch kommen. Ein Sprecher der Uno-
Truppen in Libanon, die die Demarka-
tionslinie überwachen, forderte beide
Seiten zu Zurückhaltung auf.

Wachsende Gewalt
in der Krisenregion Darfur
(dpa) · In Darfur im Westen des Sudans
kommt es zunehmend zu tödlichen An-
griffen. Das Uno-Nothilfebüro (Ocha)
weist darauf hin, dass die Gewalt in Dar-
fur seit einigenWochen eskaliere.Allein
in der vergangenenWoche sei es zu min-
destens sieben gewaltsamenÜbergriffen
gekommen mit Dutzenden Toten und
Verletzten.Wegen der Angriffe müssten
dieMenschenmitten inderErntezeit flie-
hen. Die Geflüchteten verlören so ihre
Lebensgrundlage, und die humanitäre
Not wachse.MinisterpräsidentAbdullah
Hamduk versprach,mehrTruppen in die
Krisenregion zu entsenden.

Trumps Sicherheitsberater
mit Coronavirus infiziert
(dpa) · Donald Trumps Sicherheitsbera-
ter Robert O’Brien hat sich mit dem
Coronavirus infiziert. Er habe «milde
Symptome», erklärte das Weisse Haus
am Montag. O’Brien habe sich in Iso-
lation begeben und arbeite von einem
«sicheren Ort» aus weiter. Für Präsi-
dent Trump und seinen Vizepräsiden-
ten Mike Pence bestehe kein Infek-
tionsrisiko, hiess es weiter. Die Arbeit
des Nationalen Sicherheitsrats finde
ohne Unterbrechung weiter statt. Das
Büro des Sicherheitsberaters im Weis-
sen Haus befindet sich in der Nähe des
Amtszimmers des Präsidenten.Er soll in
den letztenTagen aber nicht von seinem
Büro aus gearbeitet haben.Trump selbst
wird nach eigenen Angaben täglich auf
das Coronavirus getestet. Mitarbeiter
und Besucher, die in engen Kontakt zu
ihm kommen, werden auch getestet.

AUFGEFALLEN

Die Tücken
des Reisens in China
Matthias Müller, Guiyang · Effizienz ist in China relativ. Die
schon fast obligatorischen Corona-Tests verlaufen professio-
nell und reibungslos. Doch obwohl Peking klare Regeln für
Reisen innerhalb des Landes erlassen hat, kocht jede Provinz
ihr eigenes Süppchen. Wer derzeit in China reist, muss sich
sicherheitshalber vor derAbreise auf Sars-CoV-2 testen lassen,
um die Bescheinigung andernorts vorzeigen zu können. Man
geht zu einem der designierten Spitäler, wo das ganz inWeiss
vermummte Personal die persönlichen Daten aufnimmt. Ein
paar Schritte entfernt wird in wenigen Sekunden derAbstrich
genommen. Schon einen Tag später kann man das Ergebnis
mit dem in China so wichtigen amtlichen Stempel abholen.

Eigentlich sollten das Testergebnis sowie die gespeicher-
ten Daten über die jüngstenAufenthalte des Betroffenen aus-
reichen, um in Hotels einchecken zu dürfen.Doch in den Pro-
vinzen interessiert sich niemand für dieVorgaben der Zentral-
regierung. Jede Region hat anderslautende Regeln. So kommt
es nach derAnkunft in Guiyang, der Hauptstadt der südwest-
chinesischen Provinz Guizhou, zu Problemen.Das Hotelperso-
nal sucht verzweifelt jenen Stempel in meinem Pass, aus dem
hervorgeht,wann ich letztmals nach China eingereist war.Die-
ser ist jedoch in meinem Pass nicht zu finden,weil meine letzte
Ankunft elektronisch verzeichnet wurde. Das Hotelpersonal
ist ratlos; von einer Einreise nach China ohne Stempel hat es
noch nie gehört. So ruft es die Polizei an und erkundigt sich
nach meinen Reisen in den vergangenen Monaten. Diese be-
stätigt zum Glück die legale Einreise.

Aber noch löst sich der Fall nicht in Wohlgefallen auf.Auf
einmal taucht die nächste Hürde auf, denn das Hotel behaup-
tet, in Corona-Zeiten keine ausländischen Gäste beherbergen
zu dürfen.Die nächsten Diskussionen entbrennen.Auch wenn
zuletzt alles gut kommt und das Hotel urplötzlich ein Bett
für den Ausländer frei hat, ist der Fall doch aufschlussreich:
Das stundenlange Verhandeln in Guiyang und der reibungs-
loseVirustest wenigeTage zuvor in Peking stehen sinnbildlich
für das China der diversen Geschwindigkeiten.

in der ersten Jahreshälfte 1282 Zivilis-
ten getötet worden. Das geht aus einem
amMontag veröffentlichten Bericht der
Uno-Mission in Afghanistan (Unama)
hervor. Unter den Opfern seien auch
340 Kinder, die während der Pandemie
von den Konfliktparteien für verschie-
deneAufgaben rekrutiert worden seien.
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Francos Diktatur soll jetzt in den Schulen behandelt werden
Die spanische Regierung will die Aufarbeitung der Vergangenheit mit einem neuen Gesetz beschleunigen

UTE MÜLLER, MADRID

Vergangenen Sommer noch, zu Beginn
der Legislaturperiode der sozialistischen
Regierung von Pedro Sánchez, drehte
sich in Spanien alles um die Exhumie-
rung von Francisco Franco. Der Dikta-
tor, der durch einen Staatsstreich 1936
an die Macht gekommen war und Spa-
nien bis zu seinem Tod 1975 beherrscht
hatte, ist inzwischen umgebettet,von sei-
nermonumentalenGrabstätte imTal der
Gefallenen vor denToren vonMadrid in
ein Familiengrab. Jetzt rücken die lange
vernachlässigten Opfer der brutalen
Unterdrückung während und nach dem
Bürgerkrieg in den Vordergrund.

Rund 2500 Massengräber

«Wir schulden ihnen alles, sie gaben ihr
Leben im Kampf gegen den Faschis-
mus, und dank ihnen haben wir heute
eine starke Demokratie», sagte Spaniens
Vizepräsidentin Carmen Calvo, als sie
dieser Tage das Massengrab Pico Reja
in der andalusischen Hauptstadt Sevilla

besuchte.Vor siebenMonaten begannen
die Ausgrabungen neben dem städti-
schen Friedhof, und obwohl erst ein klei-
ner Teil des grossflächigen Areals frei-
gelegt ist, wurden bereits 950 republika-
nische Opfer gefunden. Die schlimmste
Repression erlebte Sevilla 1936, als
Francos Truppen die Stadt eroberten.
Damals wurden viele Republikaner von
den franquistischen Milizen zum Tode
verurteilt. Einer von ihnen war Joa-
quín León, ein republikanischer Leh-
rer, der – von einem ehemaligen Schü-
ler denunziert – am 22.August 1936 als
«gefährlicher Extremist» hingerichtet
wurde. Sein gleichnamiger Enkel hofft,
dass jetzt wenigstens die sterblichen
Überreste seines Grossvaters gefunden
werden. Pico Reja ist nur eines der rund
2500 Massengräber, die laut dem Justiz-
ministerium über Spanien verteilt sind.
Sie sollen die Überreste von 130 000
Opfern aus dem Bürgerkrieg und der
Nachkriegszeit enthalten.

Diese vergessenen Opfer endlich zu
identifizieren und zu bergen, ist einer
der wichtigsten Punkte des neuen Ge-

setzes, an dem die Regierung Sánchez
derzeit arbeitet. Es handelt sich um eine
Aufdatierung des berühmten «Geset-
zes des historischen Gedenkens» (Ley
de memoria histórica), das 2007 von
der Regierung von José Luis Rodríguez
Zapatero verabschiedet wurde. Auch
dessen Grossvater war einst von Franco-
Putschisten ermordet worden.

Die letzten Jahre haben freilich ge-
zeigt, dass das Gesetz nicht weit genug
geht, nicht zuletzt weil es zumeist die
Angehörigen waren, welche die Ber-
gung von Opfern aus eigener Tasche
bezahlen mussten. Die Angehörigen
waren völlig auf sich alleine gestellt. Für
die fehlenden finanziellen Mittel wurde
das ursprüngliche Gesetz sogar von
den Vereinten Nationen kritisiert. Die
Regierung will nun ein offizielles Regis-
ter für die Opfer ins Leben rufen und
eine DNA-Bank, welche die Identifizie-
rung der Opfer erleichtert.

Auch in den Schulbüchern soll die
Vergangenheit adäquat aufgearbeitet
werden. Bisher wurde das Thema Dik-
tatur weitgehend verharmlost oder erst

gar nicht behandelt. Laura Cruz, eine
junge Journalistin, kann dies nur bestä-
tigen. Die Massengräber wurden weder
an der Schule noch an der Universität,
wo sie Geschichte studierte, angespro-
chen. Ihre Professorin verteidigte viel-
mehr die Franco-Diktatur und berief
sich dabei auf die akademische Lehr-
freiheit.

Eine Petition an Sánchez

«Bis heute wird den Kindern in den
Schulen kein Eindruck davon vermittelt,
was die Repression wirklich bedeutete»,
schrieb «El País» unlängst in einem Leit-
artikel. Doch dieses Wissen sei wichtig
als Gegengift gegen jegliches antidemo-
kratische Ansinnen in Spanien, hiess es
weiter. Die Tatsache, dass 80 Jahre nach
dem Bürgerkrieg noch immer Zehntau-
sende von Republikanern in Massen-
gräbern lägen, sei der Beweis, dass die
Wunden aus dem Bürgerkrieg mitnich-
ten geschlossen seien.

Problematisch ist auch, dass die
Unterdrückung bis heute mit demArgu-

ment gerechtfertigt wird, dass auch die
Gegenseite Greueltaten begangen habe.
«Das mag während des Bürgerkriegs
so gewesen sein, nicht aber in den lan-
gen Jahre danach, in denen wir in den
Gefängnissen misshandelt wurden und
unsere Familien Repressalien ausgesetzt
waren», hielt der spanische Schriftstel-
ler Marcos Ana einmal in einem Inter-
view mit der NZZ fest.Der mittlerweile
verstorbene Ana verbrachte 23 Jahre
in Francos Kerkern und litt dort unter
Hunger, Folter und Kälte.

Der Opferverband für die Wieder-
erlangung des Historischen Gedächt-
nisses bittet den Ministerpräsidenten
Pedro Sánchez nun in einer Petition, die
in alle Kasernen und militärischen Ge-
bäude eingemeisselte Inschrift «Todo
por la patria» (Alles für das Vaterland)
entfernen zu lassen. Es war das Motto
der Putschisten, um Tausende von Zivi-
listen zu ermorden und eine halbe Mil-
lion Menschen einzukerkern, so die Be-
gründung des Verbandes. Stattdessen
solle es fortan überall heissen «Todo por
la democracia».

Proteste in den USA werden gefährlicher
In mehreren Städten kommt es zu gewaltsamen Konfrontationen – vereinzelt fallen auch Schüsse

PETERWINKLER, WASHINGTON

Im Windschatten eines wochenlangen
Katz-und-Maus-Spiels in Portland, der
grössten Stadt im Gliedstaat Oregon,
haben die Demonstrationen gegen Poli-
zeigewalt und für «soziale Gerechtig-
keit» auf verschiedene andere Städte
übergegriffen. Dabei stand nicht mehr
nur die amerikanische Westküste im
Zentrum der Entwicklung. Auch in
Richmond (Virginia), Aurora (Colo-
rado) undAustin (Texas) kam es zu Zu-
sammenstössen.An den letzten zwei Or-
ten versuchten Automobilisten, einen
Weg durch die Demonstranten zu er-
zwingen. Dabei fielen Schüsse.

Ein Demonstrant erschossen

Wie die Polizei in Austin berichtete, er-
schoss einAutomobilist einen bewaffne-
ten, 28 Jahre alten Demonstranten. Es
ist in Texas und anderen Gliedstaaten
mit lockerenWaffengesetzen keine Sel-
tenheit, dass bei Protestaktionen Feuer-
waffen offen getragen werden. Der
Schütze machte sich zunächst aus dem

Staub, stellte sich aber später der Polizei.
Er wurde nach der Einvernahme wieder
auf freien Fuss gesetzt.Offenbar machte
er geltend, er sei vom Demonstranten,
der ein Sturmgewehr des Typs AK-47
(Kalaschnikow) auf sich getragen hat,
bedroht worden. Auch in Aurora fielen
Schüsse; dort waren sie allerdings nicht
tödlich, und es war zudem unklar, ob es
sich beim Opfer um einenAutomobilis-
ten oder einenDemonstranten handelte.

Wie in Portland richteten sich die
Demonstrationen auch in anderen
Städten mit Vorliebe gegen Einrichtun-
gen der Justizbehörden des Bundes. In
Seattle zog sich die Polizei unter dem
Ansturm der Demonstranten in eine
Wache zurück. In Oakland (Kalifornien)
wurde ein Gerichtsgebäude in Brand ge-
steckt, an anderen Orten zündeten De-
monstranten Fahrzeuge an.

Im Epizentrum der gegenwärtigen
Protestwelle, im bekanntermassen pro-
gressiven und linkslastigen Portland,
lieferten Demonstranten der Polizei am
Sonntag am sechzigsten Tag in Folge
eine Strassenschlacht, die bis zum frü-
hen Morgen dauerte. Das Ritual läuft

fast immer gleich ab: Eine zunächst
friedliche Demonstration gegen Polizei-
gewalt und gegen die Entsendung von
Bundesbeamten verschiedener Polizei-
dienste, die auf Anordnung von Präsi-
dent Donald Trump für Ordnung sor-
gen sollen, artet am späten Abend in
Gewalttätigkeiten aus.

Gerichtsgebäude als Hassobjekt

Im Visier der Krawallmacher steht ein
Gerichtsgebäude, das zum Hassobjekt
geworden ist, stellvertretend für eine
Bundesregierung, die als autoritär und
gewalttätig betrachtet wird.Trump hatte
die Kräfte gegen den ausdrücklichen
Willen der lokalen Behörden aufgebo-
ten. Sie gehören unter anderem dem
Ministerium für Inlandsicherheit und
dem Grenzschutz an. Letztere treten in
militärischen Tarnanzügen auf, die auf
Aktivisten wie ein rotes Tuch wirken.

Das Gerichtsgebäude, welches das
Bundesbezirksgericht für Oregon be-
herbergt, gleicht immer mehr einer be-
lagerten Festung. Ein massiver schwar-
zer Metallzaun soll die Demonstranten

und Krawallmacher auf Distanz halten.
Regelmässig versuchen diese, die Bar-
riere zu überwinden, was ebenso regel-
mässig zu Einsätzen der Polizeikräfte
mit nichttödlichen Mitteln für den Ord-
nungsdienst führt: Tränengaskanister,
Gummischrot und Pfeffergeschosse.
Praktisch jede Nacht werden auf bei-
den Seiten Personen verletzt; jedes Mal
wird auch mindestens eine Handvoll
Demonstranten verhaftet.

Die Demonstranten und viele linke
Aktivisten und Politiker stellen die Prä-
senz der Bundespolizei-Organe als be-
wusste Provokation der Regierung
Trump dar. Das ist insofern grotesk,
als demokratische Rechtsstaaten ge-
walttätige Angriffe auf ein Gerichts-
gebäude nicht einfach hinnehmen kön-
nen. Die Frage, ob Trumps Rhetorik
und die offensiv auftretenden Polizisten

der Hauptgrund für die Gewaltbereit-
schaft der Aktivisten ist, kann nicht be-
antwortet werden. Auch ein Abzug der
Polizeikräfte böte keine Garantie dafür,
dass sich die Situation normalisierte.
Das nächtliche Katz-und-Maus-Spiel,
das stets ein beträchtliches Potenzial
für eine unkontrollierte Eskalation be-
sitzt, ist längst zu einer Art Machtprobe
emporstilisiert worden, die beide Seiten
propagandistisch ausnützen.

Je nach politischem Standpunkt sind
dieDemonstranten entweder dieAvant-
garde einer legitimen Protestbewegung,
die sich gegen die Provokation einer
autoritär auftretenden Staatsmacht
wehrt, oder sie sind gewalttätige Chao-
ten, die das Recht und die freiheitliche
Ordnung bedrohen. Die Sicherheits-
kräfte desBundes sind in dieserDarstel-
lung der Schutzwall, der zwischen Zivili-
sation undAnarchie steht.

Für die gewaltbereiten Demonstran-
ten, das geht aus unzähligen Berichten
hervor, sind die Polizisten innerhalb des
schwarzen Metallzauns Lakaien eines
arroganten, verhassten Regimes im fer-
nen Washington. Ein Vermummter gab

in einem Radiointerview zu Protokoll,
es sei wie im Krieg, mit dem einzigen
Unterschied, dass die Demonstranten
nicht auf «den Feind» zurückschiessen
könnten. Für die Uniformierten inner-
halb desZauns sind dieAktivisten draus-
sen ein Mob, der sich das Recht heraus-
nimmt, notfalls auch tödliche Gewalt
gegen sie anzuwenden, nur weil sie ihre
Pflicht zumSchutz derOrdnung erfüllen.

Trump lässt Bilder sprechen

Die Feindbilder werden eifrig bewirt-
schaftet, schliesslich herrscht ja auch
Wahlkampf. Präsident Trump insze-
niert sich gern als Präsident für Recht
und Gesetz («law and order»), der die
Rechte der Bürgerinnen und Bürger
vor einem linksextremen Umsturzver-
such beschützt. Und Portland ist für
Amerikas Rechte seit langem ein revo-
lutionärer Sündenpfuhl, der endlich tro-
ckengelegt werden sollte. Die Politiker
der Demokratischen Partei, die sich mit
offener Kritik der Ausschreitungen oft
schwertun, sind in dieser Sicht der Dinge
im besten Fall nützliche Idioten, die den
Revoluzzern in die Hände arbeiten, im
schlimmsten Fall aber sogar jene, die
hinter den Kulissen die Strippen ziehen.

Trump setzt ganz darauf, dass die
Bilder brennender Fahrzeuge und ver-
mummter, martialisch ausgerüsteter
Aktivisten die öffentliche Meinung auf
seine Seite ziehen. Einige Medien wei-
den sich an Berichten, wonach gewisse
Strassenzüge von der lokalen Poli-
zei nicht mehr betreten werden kön-
nen. Dazu passt, dass am Sonntag in
einem Park nicht weit vom Schauplatz
der nächtlichen Ausschreitungen eine
Tasche mit Molotowcocktails und ge-
fülltenMagazinen für Sturmgewehre ge-
funden wurde. Zuvor war von dort eine
Schiesserei gemeldet worden, bei der
eine Person verletzt wurde.

Auf der anderen Seite werfen viele
Demokraten der Regierung Trump vor,
sie habe eine gespannte, aber nicht aus-
weglose Situation vorsätzlich eskalie-
ren lassen. Mehrere Kommissionen des
Repräsentantenhauses wollen das Vor-
gehen jener Polizeikräfte untersuchen,
die in Portland in Erscheinung getreten
sind. Auch die Kontrollinstanzen («In-
spector General») des Ministeriums für
Justiz und des Ministeriums für Inland-
sicherheit wollenVorwürfen nachgehen,
die Bundespolizisten hätten ihre Befug-
nisse überschritten und dieGrundrechte
von Demonstranten verletzt. Ziel ist es,
die Regierung als Agent provocateur
darzustellen, der mit den Bildern von
AufruhrWahlkampf betreibt.

Die Demonstrationen in Portland richteten sich mit Vorliebe gegen die Einrichtungen der Bundesjustizbehörden. NOAH BERGER / AP

Es ist in Texas und
anderen Gliedstaaten
keine Seltenheit, dass
bei Protestaktionen
Feuerwaffen offen
getragen werden.
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